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Textgegenüberstellung UVP-G-Novelle 2013 Verwaltungsgerichte 
Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

§ 1. 
(2) Durch dieses Bundesgesetz wird die Richtlinie 85/337/EWG über die 

Umweltverträglichkeitsprüfung bei bestimmten öffentlichen und privaten 
Projekten, ABl. Nr. L 175 vom 05.06.1985 S. 40, zuletzt geändert durch die 
Richtlinie 2009/31/EG über die geologische Speicherung von Kohlendioxid und 
zur Änderung der Richtlinie 85/337/EWG, ABl. Nr. L 140 vom 05.06.2009, 
S. 114, umgesetzt. 

§ 1. ... 
(2) Durch dieses Bundesgesetz wird die Richtlinie 2011/92/EU über die 

Umweltverträglichkeitsprüfung bei bestimmten öffentlichen und privaten 
Projekten, ABl. Nr. L 26 vom 28.1.2012 S. 1, umgesetzt. 

§ 3. (1) .... 
(6) Vor Abschluss der Umweltverträglichkeitsprüfung oder der 

Einzelfallprüfung dürfen für Vorhaben, die einer Prüfung gemäß Abs. 1, 2 oder 4 
unterliegen, Genehmigungen nicht erteilt werden und kommt nach 
Verwaltungsvorschriften getroffenen Anzeigen vor Abschluss der 
Umweltverträglichkeitsprüfung keine rechtliche Wirkung zu. Entgegen dieser 
Bestimmung erteilte Genehmigungen können von der gemäß § 40 Abs. 3 
zuständigen Behörde innerhalb einer Frist von 3 Jahren als nichtig erklärt werden. 

(7) ... Die Entscheidung ist in erster und zweiter Instanz jeweils innerhalb 
von sechs Wochen mit Bescheid zu treffen. Parteistellung haben der 
Projektwerber/die Projektwerberin, der Umweltanwalt und die Standortgemeinde. 
Vor der Entscheidung sind die mitwirkenden Behörden und das 
wasserwirtschaftliche Planungsorgan zu hören. ... Die Standortgemeinde kann 
gegen die Entscheidung Beschwerde an den Verwaltungsgerichtshof erheben. ... 

(7a) Stellt die Behörde gemäß Abs. 7 fest, dass für ein Vorhaben keine 
Umweltverträglichkeitsprüfung nach diesem Bundesgesetz durchzuführen ist, ist 
eine gemäß § 19 Abs. 7 anerkannte Umweltorganisation berechtigt, einen Antrag 
auf Überprüfung der Einhaltung von Vorschriften über die UVP-Pflicht an den 
Umweltsenat zu stellen. Der Antrag ist binnen vier Wochen ab dem Tag der 
Veröffentlichung des Bescheides im Internet schriftlich bei der Behörde 
einzubringen. Ab dem Tag der Veröffentlichung im Internet ist einer gemäß § 19 
Abs. 7 anerkannten Umweltorganisation Einsicht in den Verfahrensakt zu 
gewähren. Im Antrag ist anzugeben, welche Vorschriften die anerkannte 
Umweltorganisation durch die Entscheidung als verletzt erachtet und auf welche 
Gründe sich diese Behauptung stützt. Für die Ausübung dieses Antragsrechtes ist 

§ 3. (1) ... 
(6) Vor Abschluss der Umweltverträglichkeitsprüfung oder der 

Einzelfallprüfung dürfen für Vorhaben, die einer Prüfung gemäß Abs. 1, 2 oder 4 
unterliegen, Genehmigungen nicht erteilt werden und kommt nach 
Verwaltungsvorschriften getroffenen Anzeigen vor Abschluss der 
Umweltverträglichkeitsprüfung keine rechtliche Wirkung zu. Entgegen dieser 
Bestimmung erteilte Genehmigungen können von der gemäß § 39 Abs. 3 
zuständigen Behörde innerhalb einer Frist von 3 Jahren als nichtig erklärt werden. 

(7) ... Die Entscheidung ist innerhalb von sechs Wochen mit Bescheid zu 
treffen. Parteistellung und das Recht, Beschwerde an das 
Bundesverwaltungsgericht zu erheben, haben der Projektwerber/die 
Projektwerberin, der Umweltanwalt und die Standortgemeinde. ... Die 
Standortgemeinde kann gegen die Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts 
Revision an den Verwaltungsgerichtshof erheben. 

(7a) Stellt die Behörde gemäß Abs. 7 fest, dass für ein Vorhaben keine 
Umweltverträglichkeitsprüfung nach diesem Bundesgesetz durchzuführen ist, ist 
eine gemäß § 19 Abs. 7 anerkannte Umweltorganisation berechtigt, Beschwerde 
an das Bundesverwaltungsgericht zu erheben. Ab dem Tag der Veröffentlichung 
im Internet ist einer solchen Umweltorganisation Einsicht in den Verwaltungsakt 
zu gewähren. Für die Beschwerdelegitimation ist der im Anerkennungsbescheid 
gemäß § 19 Abs. 7 ausgewiesene örtliche Zulassungsbereich maßgeblich. 
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der im Anerkennungsbescheid gemäß § 19 Abs. 7 ausgewiesene örtliche 
Zulassungsbereich maßgeblich. Für die Entscheidung des Umweltsenates über 
diesen Antrag gilt § 66 AVG mit der Maßgabe, dass anstelle der Berufung der 
Antrag auf Überprüfung tritt. Der Umweltsenat hat die Entscheidung über diesen 
Antrag innerhalb von sechs Wochen mit Bescheid zu treffen. Der 
Projektwerber/die Projektwerberin hat Parteistellung im Überprüfungsverfahren. 

§ 3a. (1) ... 
(7) Die Genehmigung der Änderung hat auch das bereits genehmigte 

Vorhaben soweit zu umfassen, als es wegen der Änderung zur Wahrung der in 
§ 17 Abs. 1 bis 5 angeführten Interessen erforderlich ist. 

(8) Für Maßnahmen, die Gegenstand eines verwaltungsrechtlichen 
Anpassungs- oder Sanierungsverfahrens sind, ist keine 
Umweltverträglichkeitsprüfung durchzuführen. Für darüber hinausgehende 
Maßnahmen gelten die Abs. 1 bis 6 sinngemäß. 

§ 3a. (1) ... 
(7) Die Genehmigung der Änderung hat auch das bereits genehmigte 

Vorhaben soweit zu umfassen, als es wegen der Änderung zur Wahrung der in 
§ 17 Abs. 1 bis 5 angeführten Interessen erforderlich ist. 
entfällt 

§ 16. (1) ... 
(3) § 39 Abs. 3 AVG ist in erster und zweiter Instanz mit der Maßgabe 

anzuwenden, dass die Behörde das Ermittlungsverfahren bei Entscheidungsreife, 
mit Wirkung jedoch frühestens vier Wochen nach Zustellung oder Beginn der 
Auflage der Niederschrift über die mündliche Verhandlung, im 
Berufungsverfahren nach Zustellung der Erklärung, für geschlossen erklären 
kann. Diese Erklärung bewirkt jeweils, dass in der entsprechenden Instanz keine 
neuen Tatsachen und Beweismittel mehr vorgebracht werden können. § 45 Abs. 3 
AVG bleibt unberührt. 

§ 16. (1) ... 
(3) § 39 Abs. 3 AVG ist mit der Maßgabe anzuwenden, dass die Behörde das 

Ermittlungsverfahren bei Entscheidungsreife, mit Wirkung jedoch frühestens vier 
Wochen nach Zustellung oder Beginn der Auflage der Niederschrift über die 
mündliche Verhandlung, für geschlossen erklären kann. Diese Erklärung bewirkt, 
dass keine neuen Tatsachen und Beweismittel mehr vorgebracht werden können. 
§ 45 Abs. 3 AVG bleibt unberührt. 

§ 19. (1) Parteistellung haben ... 
 4. das wasserwirtschaftliche Planungsorgan zur Wahrnehmung der 

wasserwirtschaftlichen Interessen gemäß § 55 Abs. 4 WRG 1959; ... 
 

(3) ... Sie sind berechtigt, die Einhaltung von Rechtsvorschriften, die dem 
Schutz der Umwelt oder der von ihnen wahrzunehmenden öffentlichen Interessen 
dienen, als subjektives Recht im Verfahren geltend zu machen und Beschwerde 
an den Verwaltungsgerichtshof zu erheben. 
 

(4) ... Als Partei ist sie berechtigt, die Einhaltung von 
Umweltschutzvorschriften als subjektives Recht im Verfahren geltend zu machen 

§ 19. (1) ...Parteistellung haben ... 
 4. das wasserwirtschaftliche Planungsorgan zur Wahrnehmung der 

wasserwirtschaftlichen Interessen gemäß §§ 55, 55g und 104a WRG 
1959;... 

(3) ... Sie sind berechtigt, die Einhaltung von Rechtsvorschriften, die dem 
Schutz der Umwelt oder der von ihnen wahrzunehmenden öffentlichen Interessen 
dienen, als subjektives Recht im Verfahren geltend zu machen und Beschwerde 
an das Bundesverwaltungsgericht sowie Revision an den Verwaltungsgerichtshof 
zu erheben. 

(4) ... Als Partei ist sie berechtigt, die Einhaltung von 
Umweltschutzvorschriften als subjektives Recht im Verfahren geltend zu machen 
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und Beschwerde an den Verwaltungsgerichtshof oder den Verfassungsgerichtshof 
zu erheben. 
 

.... 
(10) ... Sie ist auch berechtigt, Beschwerde an den Verwaltungsgerichtshof 

zu erheben. 

und Beschwerde an das Bundesverwaltungsgericht und Revision an den 
Verwaltungsgerichtshof sowie Beschwerde an den Verfassungsgerichtshof zu 
erheben. 

... 
(10) ... Sie ist auch berechtigt, Beschwerde an das Bundesverwaltungsgericht 

sowie Revision an den Verwaltungsgerichtshof zu erheben. 
§ 24. (1) ... 
(5) ... Die Antragsberechtigten haben Parteistellung und das Recht, 

Beschwerde an den Verwaltungsgerichtshof zu erheben. 
 

(5a) Stellt die Behörde gemäß Abs. 5 fest, dass für ein Vorhaben keine 
Umweltverträglichkeitsprüfung nach diesem Bundesgesetz durchzuführen ist, ist 
eine gemäß § 19 Abs. 7 anerkannte Umweltorganisation berechtigt, binnen sechs 
Wochen ab dem Tag der Veröffentlichung des Bescheides im Internet eine 
Beschwerde an den Verwaltungsgerichtshof zur Wahrung der Einhaltung von 
Vorschriften über die UVP-Pflicht zu erheben. Ab dem Tag der Veröffentlichung 
im Internet ist einer gemäß § 19 Abs. 7 anerkannten Umweltorganisation Einsicht 
in den Verfahrensakt zum Feststellungsverfahren zu gewähren. Für die Ausübung 
dieses Rechtes ist der im Anerkennungsbescheid gemäß § 19 Abs. 7 
ausgewiesene örtliche Zulassungsbereich maßgeblich. 

... 
(7) Soweit in den folgenden Bestimmungen dieses Abschnittes nicht anderes 

geregelt ist, sind im Verfahren nach Abs. 1 anzuwenden: § 2 
(Begriffsbestimmungen) ...; § 10 Abs. 1 bis 6 und 8 (grenzüberschreitende 
Auswirkungen); § 16 Abs. 1 und 2 (mündliche Verhandlung). 

§ 24. (1) ... 
(5) ... Die Antragsberechtigten haben Parteistellung und das Recht, 

Beschwerde an das Bundesverwaltungsgericht, die Standortgemeinde auch 
Revision an den Verwaltungsgerichtshof zu erheben. 

(5a) Stellt die Behörde gemäß Abs. 5 fest, dass für ein Vorhaben keine 
Umweltverträglichkeits-prüfung nach diesem Bundesgesetz durchzuführen ist, ist 
eine gemäß § 19 Abs. 7 anerkannte Umweltorganisation berechtigt, Beschwerde 
an das Bundesverwaltungsgericht zu erheben. Ab dem Tag der Veröffentlichung 
im Internet ist einer solchen Umweltorganisation Einsicht in den Verfahrensakt 
zu gewähren. Für die Beschwerdelegitimation ist der im Anerkennungsbescheid 
gemäß § 19 Abs. 7 ausgewiesene örtliche Zulassungsbereich maßgeblich. 

... 
 
 
 

(7) Soweit in den folgenden Bestimmungen dieses Abschnittes nicht anderes 
geregelt ist, sind im Verfahren nach Abs. 1 anzuwenden: § 2 
(Begriffsbestimmungen) ...; § 10 Abs. 1 bis 6 und 8 (grenzüberschreitende 
Auswirkungen); § 16 (mündliche Verhandlung und weiteres Verfahren). 

§ 24f. (1)... 
(8) ... Die im § 19 Abs. 1 Z 3 bis 6 angeführten Personen haben 

Parteistellung nach Maßgabe des § 19 mit der Berechtigung, die Einhaltung von 
Umweltschutzvorschriften als subjektives Recht im Verfahren wahrzunehmen 
und Beschwerde an den Verwaltungsgerichtshof, Bürgerinitiativen auch an den 
Verfassungsgerichtshof zu erheben. Personen gemäß § 19 Abs. 1 Z 7 und § 19 
Abs. 11 haben Parteistellung nach Maßgabe des § 19 mit der Berechtigung, die 
Einhaltung von Umweltschutzvorschriften im Verfahren wahrzunehmen und 
Beschwerde an den Verwaltungsgerichtshof zu erheben. ... 

§ 24f. (1) ... 
(8) Die im § 19 Abs. 1 Z 3 bis 6 angeführten Personen haben Parteistellung 

nach Maßgabe des § 19 mit der Berechtigung, die Einhaltung von 
Umweltschutzvorschriften als subjektives Recht im Verfahren wahrzunehmen 
und Beschwerde an das Bundesverwaltungsgericht sowie Revision an den 
Verwaltungsgerichtshof, Bürgerinitiativen auch Beschwerde an den 
Verfassungsgerichtshof zu erheben. Personen gemäß § 19 Abs. 1 Z 7 und § 19 
Abs. 11 haben Parteistellung nach Maßgabe des § 19 mit der Berechtigung, die 
Einhaltung von Umweltschutzvorschriften im Verfahren wahrzunehmen und 
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Beschwerde an das Bundesverwaltungsgericht sowie Revision an den 
Verwaltungsgerichtshof zu erheben. 

§ 26. (1)... 
(3) ... 

 1. ... 
 2. Mitglieder des Umweltsenates; 

... 

§ 26. (1) ... 
(3) ... 

 1. ... 
 2. Mitglieder des Bundesverwaltungsgerichts; 

... 
§ 27. (1) ... 
(2) Die Sitzungen des Umweltrates sind nach Bedarf einzuberufen. Begehrt 

ein Mitglied oder der Umweltsenat die Einberufung einer Sitzung, so hat der/die 
Vorsitzende eine Sitzung einzuberufen, die binnen vier Wochen stattzufinden hat. 

... 

§ 27. (1) ... 
(2) Die Sitzungen des Umweltrates sind nach Bedarf einzuberufen. Begehrt 

ein Mitglied oder das Bundesverwaltungsgericht die Einberufung einer Sitzung, 
so hat der/die Vorsitzende eine Sitzung einzuberufen, die binnen vier Wochen 
stattzufinden hat. 

... 
§ 28. (1) ... 
(2) Der Umweltrat kann nach Bedarf zur Beratung besonderer Fragen 

Umweltanwälte, Sachverständige, Mitglieder des Umweltsenates oder 
Vertreter/innen von Umweltschutzorganisationen zuziehen. 

§ 28. (1) ... 
(2) Der Umweltrat kann nach Bedarf zur Beratung besonderer Fragen 

Umweltanwälte, Sachverständige, Mitglieder des Bundesverwaltungsgerichts 
oder Vertreter/innen von Umweltschutzorganisationen zuziehen. 

§ 39. (1) ... 
(2) ... 
siehe § 40 Abs. 3 

§ 39. (1) ... 
(2) ... 
(3) Bescheide, die entgegen § 3 Abs. 6 erlassen wurden, sind von der 

sachlich in Betracht kommenden Oberbehörde oder, wenn eine solche nicht 
vorgesehen ist, von der Behörde, die den Bescheid erlassen hat, als nichtig zu 
erklären. 

 
§ 40. (1) In den Angelegenheiten des ersten und zweiten Abschnittes ist der 

Umweltsenat, auch im Fall einer Delegation gemäß § 39 Abs. 1 vierter Satz, nicht 
jedoch in Verfahren gemäß § 45, Berufungsbehörde und sachlich in Betracht 
kommende Oberbehörde im Sinn der §§ 5, 68 und 73 AVG. Er entscheidet auch 
über Wiederaufnahmsanträge nach § 69 AVG. 

(2) Die Berufung ist von der Partei binnen vier Wochen einzubringen. 
(3) Bescheide, die entgegen der Bestimmung des § 3 Abs. 6 erlassen 

Rechtsmittelverfahren 
§ 40. (1) Über Beschwerden gegen Entscheidungen nach diesem 

Bundesgesetz entscheidet das Bundesverwaltungsgericht. Dies gilt nicht in 
Verfahren nach § 45. 
 
 

(2) Das Bundesverwaltungsgericht entscheidet durch Senate. 
(3) In Verfahren über Beschwerden nach den §§ 3 Abs. 7a und 24 Abs. 5a sind 
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wurden, sind von der sachlich in Betracht kommenden Oberbehörde oder, wenn 
eine solche nicht vorgesehen ist, von der Behörde, die den Bescheid erlassen hat, 
als nichtig zu erklären. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

[Siehe § 13. UmweltsenatsG: 
§ 13. Der die Verwaltungssache erledigende Bescheid ist über § 67g AVG 

hinaus noch zusätzlich bei der Standortgemeinde und bei der Geschäftsstelle des 
Umweltsenates während der Amtsstunden mindestens acht Wochen zur 
öffentlichen Einsicht aufzulegen. Auf diese Möglichkeit ist durch Anschlag in der 
Standortgemeinde sowie in der Geschäftsstelle während der Auflagefrist 
hinzuweisen. ...] 

die §§ 7, 8 und 16 des Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetzes (VwGVG) nicht 
anzuwenden; solche Beschwerden sind binnen vier Wochen ab dem Tag der 
Veröffentlichung des Bescheides im Internet schriftlich bei der Behörde 
einzubringen. Partei ist auch der Projektwerber/die Projektwerberin. 
(4) Die Entscheidung über Beschwerden gegen Feststellungsbescheide nach dem 
1. Abschnitt ist innerhalb von sechs Wochen, gegen Feststellungsbescheide nach 
dem 3. Abschnitt innerhalb von acht Wochen zu treffen. Die Entscheidungsfrist 
für eine Beschwerdevorentscheidung nach § 14 Abs. 1 des 
Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetzes (VwGVG) beträgt 6 Wochen. 

(5) Im Verfahren über Beschwerden gegen Bescheide nach den §§ 17 bis 
18b sowie 24f und 24g hat das Bundesverwaltungsgericht jedenfalls die §§ 5 
Abs. 6, 10 Abs. 4 sowie 12 Abs. 2 und 3 anzuwenden. § 16 Abs. 3 ist mit der 
Maßgabe anzuwenden, dass das Ermittlungsverfahren bei Entscheidungsreife mit 
Wirkung frühestens vier Wochen nach Zustellung der Erklärung für geschlossen 
erklärt werden kann. 

(6) Dem Bundesverwaltungsgericht stehen die im Bereich der Vollziehung 
des Bundes und jenes Landes, dessen Bescheid überprüft wird, tätigen 
Amtssachverständigen zur Verfügung. 

(7) Erkenntnisse des Bundesverwaltungsgerichts sind über § 29 VwGVG 
hinaus noch zusätzlich mindestens acht Wochen auf der Internetseite des 
Bundesverwaltungsgerichts zu veröffentlichen und bei der Standortgemeinde 
während der Amtsstunden für jedermann zur öffentlichen Einsicht aufzulegen. 
Auf diese Möglichkeit ist durch Anschlag in der Standortgemeinde während der 
Auflagefrist hinzuweisen. 

§ 40a. (Verfassungsbestimmung) Über Beschwerden gegen Entscheidungen 
nach diesem Bundesgesetz entscheidet mit 1. Jänner 2014 das 
Bundesverwaltungsgericht. [Der Ausdruck „Verfassungsbestimmung“ und die 
Wortfolge „mit 1. Jänner 2014“ treten mit Ablauf des 31. Dezember 2013 außer 
Kraft.] 

entfällt – siehe § 40 Abs. 1 

§ 42. (1) ... 
(2) ... 
(3) Abweichend von § 3 Abs. 2 Gebührengesetz können die Gebühren auch 

mittels Zahlschein entrichtet werden. 

§ 42. (1) ... 
(2) ... 
entfällt 

§ 42a. Wird ein Genehmigungsbescheid nach dem 2. Abschnitt dieses § 42a. Wird ein Genehmigungsbescheid in der Fassung eines Erkenntnisses 
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Bundesgesetzes vom Verwaltungsgerichtshof aufgehoben, so darf das Vorhaben 
bis zur Rechtskraft des Ersatzbescheides, längstens jedoch ein Jahr, entsprechend 
dem aufgehobenen Genehmigungsbescheid weiter betrieben werden. Dies gilt 
nicht, wenn der Verwaltungsgerichtshof der Beschwerde, die zur Aufhebung des 
Genehmigungsbescheides führte, die aufschiebende Wirkung zuerkannt hatte. 

des Bundesverwaltungsgerichts nach diesem Bundesgesetz vom 
Verwaltungsgerichtshof aufgehoben, so darf das Vorhaben bis zur Rechtskraft 
des Ersatzerkenntnisses, längstens jedoch ein Jahr, entsprechend dem 
aufgehobenen Genehmigungsbescheid in der Fassung des 
verwaltungsgerichtlichen Erkenntnisses weiter betrieben werden. Dies gilt nicht, 
wenn der Verwaltungsgerichtshof der Revision, die zur Aufhebung des 
verwaltungsgerichtlichen Erkenntnisses führte, die aufschiebende Wirkung 
zuerkannt hatte. 

§ 43. (1) Der/die Bundesminister/in für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt 
und Wasserwirtschaft hat eine UVP-Dokumentation einzurichten, in der die nach 
diesem Bundesgesetz und nach anderen Bundesgesetzen durchgeführten 
Umweltverträglichkeitsprüfungen erfasst werden. Der/die Bundesminister/in für 
Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft kann sich dafür der 
Umweltbundesamt GmbH bedienen. Die Dokumentation hat insbesondere die 
Feststellungsentscheidungen (§§ 3 Abs. 7, 24 Abs. 5), die 
Umweltverträglichkeitserklärung des Projektwerbers/der Projektwerberin, die 
wichtigsten Ergebnisse des Umweltverträglichkeitsgutachtens oder der 
zusammenfassenden Bewertung, die wesentlichen Inhalte und Gründe der 
Entscheidung(en), die Ergebnisse der Nachkontrolle sowie Angaben über die 
jedes Jahr durchgeführten Verfahren mit Art, Zahl und Verfahrensdauer zu 
enthalten und einen aktuellen Link auf die Internetseiten der UVP-Behörden, auf 
denen Kundmachungen gemäß § 9 Abs. 4 erfolgen. Diese Unterlagen sind dem 
Bundesminister/der Bundesministerin für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 
Wasserwirtschaft von den zuständigen Behörden zu übermitteln 

§ 43. (1) Der/die Bundesminister/in für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt 
und Wasserwirtschaft hat eine UVP-Dokumentation einzurichten, in der die nach 
diesem Bundesgesetz und nach anderen Bundesgesetzen durchgeführten 
Umweltverträglichkeitsprüfungen erfasst werden. Der/die Bundesminister/in für 
Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft kann sich dafür der 
Umweltbundesamt GmbH bedienen. Die Dokumentation hat insbesondere die 
Feststellungsentscheidungen (§§ 3 Abs. 7, 24 Abs. 5), die 
Umweltverträglichkeitserklärung des Projektwerbers/der Projektwerberin, die 
wichtigsten Ergebnisse des Umweltverträglichkeitsgutachtens oder der 
zusammenfassenden Bewertung, die wesentlichen Inhalte und Gründe der 
Entscheidung(en), die Ergebnisse der Nachkontrolle sowie Angaben über die 
jedes Jahr durchgeführten Verfahren mit Art, Zahl und Verfahrensdauer zu 
enthalten und einen aktuellen Link auf die Internetseiten der UVP-Behörden, auf 
denen Kundmachungen gemäß § 9 Abs. 4 erfolgen. Diese Unterlagen sind dem 
Bundesminister/der Bundesministerin für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 
Wasserwirtschaft von den zuständigen Behörden und vom 
Bundesverwaltungsgericht zu übermitteln. 

§ 45. ... 
 1. ... 
 2. bis zu € 17 500, wer 
 a) das genehmigte Vorhaben nicht projektskonform oder ohne die 

erforderliche Änderungsgenehmigung (§§ 18b, 24g Abs. 3) durchführt 
oder betreibt, ... 

§ 45. .... 
 1. ... 
 2. bis zu € 17 500, wer 
 a) das genehmigte Vorhaben nicht projektskonform oder ohne die 

erforderliche Änderungsgenehmigung (§§ 18b, 24g Abs. 1) durchführt 
oder betreibt, ... 

§ 46. (1)... 
(23) ... 

§ 46. (1) ... 
(23) ... 
(24) § 1 Abs. 2, § 3 Abs. 6, 7 und 7a, § 16 Abs. 3, § 19 Abs. 1 Z 4, § 19 Abs. 
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3 4 und 10, § 24 Abs. 5, 5a und 7, § 24f Abs. 8, § 26 Abs. 3, § 27 Abs. 2, § 28 
Abs. 2, § 39 Abs. 3, § 40 samt Überschrift, § 42 Abs. 3, § 42a sowie § 43 Abs. 1 
in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. ……/2013 treten mit 1. Jänner 
2014 in Kraft; gleichzeitig treten § 40a und § 42 Abs. 3 außer Kraft. § 3a Abs. 8 
tritt mit Ablauf des Tages der Kundmachung des genannten Bundesgesetzes 
außer Kraft, § 45 Z 2 tritt mit diesem Datum in Kraft. Abweichend vom 
Verwaltungsgerichtsbarkeits-Übergangsgesetz, BGBl. I Nr. 33/2013 (Artikel 2), 
gilt Folgendes: 
 1. Ist ein Bescheid des Umweltsenates, dessen Zustellung vor dem Ablauf 

des 31. Dezember 2013 veranlasst worden ist, bis zum Ablauf dieses 
Tages, wenn auch nur einer Partei, nicht gültig zugestellt worden, so hat, 
soweit der Bescheid bis 31. Jänner 2014 gemäß den Bestimmungen des 
Zustellgesetzes nicht als zugestellt gelten würde (§ 2 Abs. 3 des 
Verwaltungsgerichtsbarkeits-Übergangsgesetzes), das Bundes-
verwaltungsgericht die Zustellung zu verfügen. § 2 Abs. 3 letzter Satz 
des Verwaltungsgerichtsbarkeits-Übergangsgesetzes ist nicht 
anzuwenden. 

 2. § 3 Abs. 1 und 2 des Verwaltungsgerichtsbarkeits-Übergangsgesetzes gilt 
auch für Überprüfungsanträge gemäß § 3 Abs. 7a und § 24 Abs. 5a in der 
Fassung vor Inkrafttreten des Bundesgesetzes BGBl. I Nr……./2013. 

 3. Die § 3 Abs. 3, § 4 Abs. 2 und 4, sowie § 6 Abs. 2 und 4 des 
Verwaltungsgerichtsbarkeits-Übergangsgesetzes gelten sinngemäß. 

 4. Verfahren, die mit Ablauf des 31. Dezember 2013 beim Umweltsenat auf 
Grund eines Devolutionsantrages gemäß § 73 Abs. 2 AVG anhängig 
sind, sind vom Bundesverwaltungsgericht als 
Säumnisbeschwerdeverfahren weiterzuführen. 

 5. Beschwerden gegen Entscheidungen von Verwaltungsbehörden über 
Vorhaben nach § 23a, die nach dem 31. Dezember 2013 getroffen 
werden, in Verfahren, die vor dem 31. Dezember 2012 eingeleitet 
wurden und gegen die nach der bis zum 31. Dezember 2013 geltenden 
Rechtslage kein ordentliches Rechtsmittel zulässig gewesen wäre, 
kommt keine aufschiebende Wirkung zu. § 30 Abs. 2 und 3 VwGG gilt 
sinngemäß. 
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